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Überall lächeln sie uns freundlich
entgegen. Auf Plakatwänden und in
Zeitungsanzeigen. Die Köpfe der
KandidatinnenundKandidaten,die
am kommenden Wochenende in
den National- und Ständerat ge-
wählt werden wollen. Zwischen
Genf und Rorschach sowie Basel
und Chiasso ist die Schweiz mo-
mentan zuplakatiert. Politische Be-
obachter sind sich einig: Noch nie
wurdesovielGeldinnationaleWah-
len investiert wie im laufenden
Wahljahr.Vonmindestens50Millio-
nenFrankenistdieRede,dochdiese
Schätzungdürftesicheheramunte-
ren Rand derWahrheit bewegen.

Allein in politischeWerbeinsera-
te in Zeitungen und Zeitschriften
sindbereitsüber20MillionenFran-
ken geflossen, wie Georges von
Csernatony von der Publicitas-Ge-
schäftsleitung in Lausanne dieser
Tage erklärte. Der Zuwachs gegen-
über den Wahlen von 2003 beträgt
rund ein Drittel. Auch bei der Allge-
meinen Plakatgesellschaft (APG)
klingeln die Kassen. Allerdings will
man dort keine Zahlen nennen.

SVP mit grösster Kelle

Augenfällig:DieSVPrührtbeider
laufenden Wahlkampagne mit der
grössten Kelle an. Allein 40 Prozent
der Zeitungs- und Zeitschriftenin-
serate gehen aufs Konto der
Schweizerischen Volkspartei. Eine
Aufstellung des Schweizer Fernse-
hens ergab für einen Wochentag
Anfang September Zeitungsan-
noncenderSVPimWertvon114000
Franken. Dazu kommt der Versand
vonWerbematerialanalleHaushal-
tungen und andere Kampagnen.

Offiziell beläuft sich das Budget
der SVP laut Parteipräsident Ueli
Maurer auf 5 Millionen Franken.
Vergleicht man die offiziell dekla-
rierten nationalen Budgets, erweist
sich die SVP als Krösus. Die SP setzt
1,2 Millionen Franken ein, die CVP
1,5 Millionen und die FDP 1,6 Mil-
lionen. Bescheiden sind die Mittel
der Grünen: Nur 70000 Franken
sindoffiziellindernationalenKam-
pagnenkasse. 20000 kamen jüngst
als Spende von einer Druckerei im
Raum Zürich, wie Generalsekretär
Hubert Zurkinden erklärt.

Allerdings zeigt das Beispiel der
Grünen, dass die Aussagekraft der
nationalen Werbebudgets relativ
ist. Denn der grünen Kantonalpar-
tei im Kanton Waadt stehen etwa
200000 Franken zur Verfügung.

Teuerster Wahlkampf überhaupt
Die Parteien- und Kandidatenwerbung im Schweizer Wahlkampf kostet mindestens 50 Millionen Franken

Ähnliche Beispiele lassen sich auch
bei anderen Parteien finden.
900000 Franken hat allein die SP
Züricheingeplant.Dasistfastsoviel
wie das nationale SP-Budget. Die
ZürcherSVPhatsogar1,1Millionen
in der Kasse – das ist mehr, als ur-
sprünglich von der nationalen SVP
budgetiert war.

Die Politologen Andreas Ladner
und Michael Brändle schätzten in
einerStudieausdemJahr2001,dass
die 120 Kantonalparteien in einem
Wahljahr über ein Gesamtbudget
von 27,7 Millionen Franken verfü-
gen. Inzwischen dürften es wesent-
lich mehr ein. Dazu kommen die
nichterfassbarenBudgetsvonKan-
didaten für ihre persönlichen Kam-
pagnen und Unterstützerkomitees.
Diese können bis zu 300000 Fran-
ken erreichen.

«Nochinteressanteralsdieabso-
luten Beträge ist aber die Tatsache,
dass die Kosten selbst und ihre Her-
kunft Gegenstand des Wahlkampf
geworden sind», sagt der in Bellin-
zona tätige Politikwissenschafter
Oscar Mazzoleni. Tatsächlich hat
die SP das Wahlkampfbudget der
nationalen SVP auf mindestens 15
Millionen veranschlagt und kon-
krete Berechnungen dazu veröf-
fentlicht.SVP-ChefMaurerwarfder
SP umgekehrt vor, sie könne nicht
rechnen. Die SP argumentiert zu-
dem, die SVP werde von millionen-
schweren Gönnern – unter ihnen
auch Bundesrat Blocher – gespon-
sert. «Das ist Unsinn», kontert SVP-
Sprecher Roman Jäggi. 90 Prozent
der Spenden käme von Personen
ausdemUmfeldkleinererundmitt-
lerer Unternehmungen, die woll-

Nicht nur die nationalen Par-
teien, sondern auch die Kan-
tonalparteien und die einzel-
nen Kandidaten lassen sich
den Wahlkampf viel Geld kos-
ten. Die Wahlkampfkosten
sind selber zum Gegenstand
des Wahlkampfs geworden.

G E R H A R D L O B

Freundlich lächelnde Gesichter zuhauf – wie zum Beispiel auf dem Berner Münsterplatz.

ten,dassBlocherimBundesratblei-
be.Überprüfenlässtsichdiesnicht,
denn die SVP hält die Namen ihrer
Spender geheim, genauso wie die
FDP und CVP. Die starke Zunahme
des Wahlkampfbudgets erklärt die
SVP mit nicht erwarteten Spenden.
NachdenVorwürfenderGeschäfts-
prüfungskommission an Bundes-
rat Blocher im Fall Roschacher und
der SVP-Geheimplan-Kampagne
seien «die Spendendämme gebro-
chen», sagt Jäggi.

Für die Wahlkampfinanzierung
sind alle Parteien auf Spenden an-
gewiesen, aber auch auf institutio-
nelle Beiträge und Mandatsabga-
ben. Bei der SP alimentieren bei-
spielsweise die beiden Bundesräte
Micheline Calmy-Rey und Moritz
Leuenberger laut Generalsekretär
Thomas Christen mit einem Betrag

«zwischen 15000 und 20000 Fran-
ken» die Kriegskasse. Indirekte Un-
terstützung gibt es durch Gewerk-
schaften oder Mieterverbände, die
SP-Kandidaten aus den eigenen
Reihenpromoten.Eherbescheiden
sind die Zuwendungen aus der
Wirtschaft (siehe Kasten).

Gefahr für Demokratie?

Die undurchsichtige Lage der
Parteien- und Wahlkampffinanzie-
rung wird immer wieder kritisiert.
Für den an der Uni Freiburg lehren-
den StaatsrechtlerTiziano Balmelli,
der über Parteienfinanzierung pro-
moviert hat, birgt der laufende
Wahlkampf vor allem das Problem
einer sich immer höher drehenden
Spirale:«DieSpiessewerdenimmer
ungleicher;derDruck,Wahlkampf-
gelder auftreiben zu müssen, steigt:
Das ist eine Gefahr für die Demo-
kratie.»Vondervielfachgeforderten
Transparenz bei der Wahlkampf-
finanzierung verspricht sich Bal-
melli nicht viel und verweist auf
Länder wie Deutschland, die trotz
rigiderVorschriftenParteispenden-
Skandalehaben.Erplädiertseitvie-
len Jahren vor allem für eine Limi-
tierung der Mittel.

Der Grosse Rat im KantonWaadt
hat eine in diese Richtung gehende
Motionjüngstangenommen.Aller-
dings macht sich Balmelli keine Il-
lusionen: «Die Beschränkung der
Wahlkampfkosten hat keine Lob-
by.» Weder die finanzkräftigen Par-
teien noch die Werbewirtschaft
oderdieVerlegerhätteneinInteres-
seaneinerBeschränkungderWahl-
kampfausgaben.

Wirtschaft bleibt reserviert
Mit wie vielen Millionen dieWirt-
schaft in den Wahlkampf ein-
greift, istschwierigabzuschätzen.
Beim Wirtschaftsdachverband
Economiesuisse gibt man sich re-
serviert. Die monetäre Unterstüt-
zung für die Parteien sei nur sehr
marginal. «Wir organisieren uns
vor allem in Sachgeschäften, un-
terstützen die bürgerlichen Par-
teien aber beispielsweise mit Me-
dientrainings», hält Sprecher Ro-
berto Colonello fest.

Dass vor allem Grossunter-
nehmen die politischen Parteien

mit Geld alimentieren, ist indes
ein offenes Geheimnis. Die Erhal-
tung und Unterstützung des
Schweizerischen Milizsystems
liegt etwa der Grossbank UBS am
Herzen. «Wir geben den bürgerli-
chen Parteien jedes Jahr einen
festen Betrag», sagt UBS-Spre-
cher Christoph Meier. Konkrete
Zahlen werden keine bekannt ge-
geben. Immerhin erklärt Meier,
dass FDP, CVP, SVP und Liberale
unterstütztwerden,nichtaberdie
Bundesratspartei SP. Meiers Be-
gründung: «Wir bevorzugen Par-

teien, die den Wirtschaftsstand-
ort stärken und den Finanzplatz
Schweiz unterstützen.»

AuchdieSPbekommtaberUn-
terstützung aus der Wirtschaft –
beispielsweise von der Mobiliar-
Versicherung. Mobiliar-Sprecher
Christoph Stalder erklärt, sein
Unternehmen lasse allen Bun-
desratsparteien je 10000 Franken
im Jahr zukommen, allerdings
nicht spezifisch für den Wahl-
kampf. Ziel des Zustupfs sei die
Stärkung der politischen Institu-
tionen in der Schweiz. (lo)

KURZ

Ohne Gewissensprüfung
ZIVILDIENST Die Abschaffung der
Gewissensprüfung für den Zivil-
dienst stösst In der Vernehmlassung
aufgrosseZustimmung.Gegendiese
Neuerung ist einzig die SVP. Die Grü-
nen lehnen die Reformvorschläge
aus anderen Gründen ab: Sie for-
dern, vom Bestrafungsgedanken
wegzukommen und Wahlfreiheit
zwischen Militär- und Zivildienst zu
gewähren. (sda)

Vergleich gescheitert
SVP-VIDEO Die Vergleichsverhand-
lungen wegen des SVP-Propagan-
da-Videos «Himmel und Hölle» sind
gescheitert. Laut der Anwältin der
im Video mitspielenden Jugendli-
chen hat der zuständige Richter des
Gerichtskreises Biel-Nidau auf ihren
Antrag am vergangenen Freitag die
Wiederaufnahme des Verfahrens
verfügt und der SVP eine zehntägige
Frist für eine Antwort auf ihr Gesuch
eingeräumt hat. (ap)

Bewerbung 2020?
UNO-SICHERHEITSRAT Eine Schwei-
zer Bewerbung für einen Sitz im
Uno-Sicherheitsrat wäre laut Bun-
despräsidentin Micheline Calmy-Rey
frühestens im Jahr 2020 möglich.
Die Diskussion über eine allfällige
Bewerbung sollte sachlich und ohne
ideologische Scheuklappen geführt
werden, sagte Calmy-Rey an einem
Gastvortrag zum 100-jährigen Be-
stehendesHaagerAbkommensüber
das Neutralitätsrecht in Zürich. Jeder
habe das Recht, vom Vorschlag zu
halten, was er wolle. (ap)

Aeppli wird Präsidentin
UNIVERSITÄTSKONFERENZ Die Zür-
cher Bildungsdirektorin Regine
Aeppli (sp) präsidiert für die nächs-
ten zwei Jahre die Schweizerische
Universitätskonferenz (SUK). Sie
tritt die Nachfolge von Staatssekre-
tär Charles Kleiber an, der auf Ende
Jahr in Pension geht. (sda)

Urteil im Skyguide-Mord
BUNDESGERICHT Das Bundesgericht
wird am kommenden 8. November
über den Fall des 51-jährigen Russen
entscheiden, der 2004 in Kloten ei-
nen Skyguide-Fluglotsen erstochen
hat. Die strafrechtliche Abteilung
verhandelt den Fall in einer öffent-
lichen Sitzung. (sda)

Kritik an beide Seiten
AKW-DEBATTE Der Bundesrat wird
Anfang 2008 die nächsten Entschei-
de zum Vorgehen bei der Lagerung
von radioaktiven Abfällen fällen.
Dies sagte Energieminister Moritz
Leuenberger in Bern zum Auftakt
einer internationalen Konferenz
über die Entsorgung von radioak-
tiven Abfällen. Der Energieminister
ging in seiner Rede sowohl mit Geg-
nern als auch mit Befürwortern der
Kernenergie hart ins Gericht. «Egal,
ob wir für oder gegen Kernkraft
sind; egal ob wir Strom aus KKW
brauchen oder nicht; egal, ob wir
seinerzeit für oder gegen KKW de-
monstriert haben: Alle von uns tra-
gen die Verantwortung für die si-
chere Entsorgung der radioaktiven
Abfälle», sagte Leuenberger. (sda)

WAHLPLAKAT Die Staatsanwalt-
schaft des Kantons Zürich hat die
Strafuntersuchung gegen das
«Schäfchenplakat» der SVP einge-
stellt. Der Rassismustatbestand ist
nach Ansicht der Staatsanwalt-
schaft nicht gegeben. Der Rassen-
diskriminierungsartikel umfasse
nur die Bereiche Religion, Rasse
und Ethnie, sagte Staatsanwalt
Hans Maurer auf Anfrage. Auslän-
der als solche würden vom Tatbe-
stand nicht erfasst. Zudem nehme
das Plakat die Redewendung vom
Schwarzen Schaf auf. Möglicher-
weise könne man das Plakat, auf
dem weisse Schafe ein schwarzes
aus der Schweiz kicken, als frem-
denfeindlich bezeichnen. Frem-

SVP-Schäfchen
nicht rassistisch

denfeindlich sei jedoch nicht iden-
tisch mit rassistisch.

Gegen das Plakat hatte die Partei
der Arbeit Zürich (PdAZ) Anzeige
eingereicht. Weil die Kläger nicht
Geschädigte sind, erhalten sie die
Begründung der Verfahrungsein-
stellung laut Maurer nicht ausge-
händigt. Die Partei kritisierte dies.

Zottel-Klage hängig

Noch hängig ist die Klage der
Genfer Sektion der Schweizer Men-
schenrechtsliga gegen das SVP-On-
line-Spiel Zottel rettet die Schweiz.
Das Spiel wird auch vom Vorstand
der Konferenz der kantonalen Jus-
tiz- und Polizeidirektoren (KKJPD)
kritisiert. (sda)

Die SVP hat in lediglich drei Mona-
ten gegen 200 000 Unterschriften
für ihre als Wahlschlager gedachte
Initiative«FürdieAusschaffungkri-
mineller Ausländer» gesammelt.
Zum Zustandekommen sind
100000Unterschriftennötig,diebis
am 10. Januar 2009 bei der Bundes-
kanzlei deponiert werden müssen.
Wie die SVP gestern mitteilte, ist sie

Wahlschlager kommt an
Die SVP hat für ihre Ausschaffungsinitiative nach eigenen Angaben 200000 Unterschriften gesammelt

im Besitz von über 170000 Unter-
schriften,knapp90000davonseien
beglaubigt. Hinzu kämen 20000 bis
30000 Unterschriften, die noch
nicht hätten ausgezählt werden
können. Die Partei will noch bis im
kommenden Frühjahr weitersam-
meln.

Die Initiative verlangt, dass Aus-
länderinnen und Ausländer, die
wegen einer schweren Straftat ver-
urteilt worden sind oder miss-
bräuchlich Leistungen der Sozial-
versicherung oder der Sozialhilfe
bezogen haben, ihr Aufenthalts-
recht verlieren und ausgeschafft
werden müssen. Noch nie sei es so
einfach gewesen, für eine Volksini-

tiative Stimmen zu sammeln, sagte
der SVP-Wahlkampfleiter und St.
Galler Nationalrat Toni Brunner.
DasPlakatmitdenweissenSchafen
und dem schwarzen Schaf werde in
die Geschichte der SVP als eine der
erfolgreichsten Botschaften einge-
hen (siehe auch Text rechts).

«Kein Imageschaden»

Brunner bemühte sich zu beto-
nen, dass mit schwarzen Schafen
nur kriminelle Ausländer gemeint
seien; Ausländer hingegen, die sich
rasch integrierten und sich an die
Regeln hielten, seien willkommen.
Scharf kritisierte Brunner die «teil-
weise völlig falsche und von linken

Sechs Tage vor den Wahlen
wartet die SVP mit einer Er-
folgsmeldung in eigener Sache
auf: Ihre Ausschaffungsini-
tiative sei so gut wie zustande
gekommen.

Kreisen gesteuerte» Berichterstat-
tung über die SVP und ihren Wahl-
kampf. Die ausländischen Journa-
listen seien mit vorgefassten Mei-
nungen in die Schweiz gekommen.
Sie hätten gar nicht hören wollen,
dass die Initiative nur auf Kriminel-
le abziele.

Brunner zeigte sich überzeugt,
dass die internationale Berichter-
stattung das Bild der Schweiz nicht
beschädigt hat. Dazu brauche es
mehr als ein paar Zeitungsartikel,
die als Einmischung in innere An-
gelegenheiten zu verstehen seien.
Nichts schade dem Image der
Schweiz so sehr wie der Verlust der
Sicherheit. (sda)
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